
 

Niederschrift 

 

über die 7. Sitzung des Kreistages am 07.05.2015 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Anwesend:

Der Vorsitzende: 

Pusch, Stephan Landrat  

Kreistagsmitglieder: 

Beckers, Franz Josef  

Bonitz, Karin  

Caron, Wilhelm Josef  

Derichs, Ralf  

Eßer, Herbert  

Gassen, Guido  

Gudat, Helmut  

Holländer, Heinz-Egon  

Horst, Ulrich  

Jansen, Franz-Michael  

Jansen, Thomas  

Kehren, Hanno Dr.  

Kleinjans, Heinz-Gerd  

Krekels, Gerhard  

Kurth, Waltraud  

Lenzen, Stefan  

Leonards-Schippers, Christiane Dr.  

Lüngen, Ilse  

Maibaum, Franz  

Meurer, Maria  

Moll, Dietmar  

Nelsbach, Thomas  

Otten, Silke  

Paffen, Wilhelm  

Plein, Jürgen  

Przibylla, Siegfried  

Reh, Andrea  

Reyans, Norbert  

Röhrich, Karl-Heinz  

Rütten, Renate  

Rütten, Wilhelm  

Schlößer, Harald  

Schlüter, Volker  

Schreinemacher, Walter Leo  

Schwinkendorf, Jutta  

Sonntag, Ullrich  

Spenrath, Jürgen  

Stelten, Anna  

Thelen, Friedhelm  

Thelen, Josef  

Thesling, Hans-Josef Dr. (ab TOP 11)  

Thies, Frank  

Tholen, Heinz-Theo  

Tillmanns, Sofia  

van den Dolder, Jörg  

Vergossen, Heinz Theo  

Wagner, Klaus Dr.  

Walther, Manfred  

Wiehagen, Ullrich  

Von der Verwaltung: 

Machat, Liesel Allgemeine Vertreterin  

Nießen, Josef  

Schneider, Philipp  

Schöpgens, Ludwig  

Kremers, Ernst  

Grünter, Jennifer 

Hollwitz, Ulrich 

 

Weitere Teilnehmer: 

Marx, Jenny 

Mattern, Sascha 

 

 

 

Abwesend: 

Kreistagsmitglieder: 

Dahlmanns, Erwin * Schmitz, Ferdinand Dr. * 

Philipp, Martin * Schmitz, Josef * 

Pillich, Markus *  

* entschuldigt 

 

Anfang: 18:00 Uhr 

Ende:  18:34 Uhr 
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Der Kreistag versammelt sich heute im Großen Sitzungssaal des Kreishauses Heinsberg, um 

über die nachfolgende Tagesordnung zu beraten.  

 

 

 

Tagesordnung: 

Öffentliche Sitzung: 

 1.   Ausschussergänzungswahlen 

 2.   Gesamtabschluss des Kreises Heinsberg zum 31.12.2013 

 3.   Ermächtigungsübertragungen nach § 22 GemHVO NRW 

 4.   Technologiezentrum Jülich GmbH (TZJ) 

hier: Gründung einer Projektgesellschaft 

 5.   Fortschreibung des Rettungsdienstbedarfsplanes 

 6.   Organisation des allgemeinen ärztlichen Bereitschaftsdienstes im Kreis Heinsberg 

(Notdienstpraxen) 

 7.   Antrag gem. § 5 GeschO der FW-Fraktion betr. "Mehraufwendungen für Pensionen" 

 8.   Antrag gem. § 5 GeschO der FDP-Fraktion betr. "Aktueller Sachstandbericht zur in-

terkommunalen Zusammenarbeit" 

 9.   Antrag gemäß § 5 der GeschO der SPD-Fraktion betr. "Schulträgerschaft der Don-

Bosco-Schule und Mercator-Schule als eine gemeinsame Schule" 

 10.   Bericht der Verwaltung 

 11.   Anfragen 

Nichtöffentliche Sitzung: 

 12.   Ernennungsvorschläge für das Jahr 2015 

 13.   Ernennung von zwei stellvertretenden Kreisbrandmeistern 

 14.   Erwerb von Ackerflächen in der Gemarkung Saeffelen für naturschutzfachliche Zwe-

cke 

 15.   Bericht der Verwaltung 

 16.   Anfragen 

 

 

Vor Eintritt in die Beratung stellt Landrat Pusch die vorliegende Tagesordnung, die ord-

nungsgemäße Einberufung und die Beschlussfähigkeit fest.  
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  1:   

 

Ausschussergänzungswahlen 

 

Beratungsfolge: 

28.04.2015 Kreisausschuss 

07.05.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Nach § 35 Abs. 3 Satz 7 Kreisordnung NRW wählen die Kreistagsmitglieder im Fall des vor-

zeitigen Ausscheidens eines Ausschussmitglieds auf Vorschlag der Fraktion, welcher das 

ausgeschiedene Mitglied bei seiner Wahl angehörte, einen Nachfolger. 

 

Die Fraktion DIE LINKE hat mit Schreiben vom 16.04.2015 mitgeteilt, dass Frau Christa 

Frohn, bislang beratendes Mitglied im Ausschuss für Umwelt und Verkehr, und Frau Silke 

Otten, bislang beratendes Mitglied im Rechnungsprüfungsausschuss, diese Funktionen nicht 

mehr wahrnehmen. 

 

Als neues beratendes Mitglied im Ausschuss für Umwelt und Verkehr schlägt die Fraktion 

DIE LINKE Frau Anja Schultz vor. Als neues beratendes Mitglied im Rechnungsprüfungs-

ausschuss schlägt die Fraktion Frau Jenny Marx vor. 

 

Weiterhin hat die Fraktion DIE LINKE mit Schreiben vom 28.04.2015 mitgeteilt, dass Frau 

Silke Otten, stellvertretendes beratendes Mitglied im Ausschuss für Umwelt und Verkehr, 

zurücktritt. Die Fraktion schlägt als neuen beratenden Vertreter Herrn Wolfgang Feix vor. 

 

Die FW-Fraktion schlägt mit Schreiben vom 28.04.2015 Herrn Patrick van Meegdenburg als 

neues stellvertretendes Mitglied im Ausschuss für Umwelt und Verkehr vor, nachdem das 

bisherige stellvertretende Mitglied, Herr Jörg Kraft, zurückgetreten war. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

a) Den vorstehenden Ausschussbesetzungen der Fraktion DIE LINKE wird zugestimmt. 

 

b) Der vorstehenden Ausschussbesetzung der FW-Fraktion wird zugestimmt.   
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Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 48  Nein 0  Enthaltung 0   

 

Landrat Pusch hat an der Abstimmung nicht teilgenommen. 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  2:   

 

Gesamtabschluss des Kreises Heinsberg zum 31.12.2013 

 

Beratungsfolge: 

14.04.2015 Rechnungsprüfungsausschuss 

28.04.2015 Kreisausschuss 

07.05.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: Ja 

 

Leitbildrelevanz: Nein 

 

Inklusionsrelevanz: Nein 

 

 

1. stv. Landrat Paffen übernimmt die Sitzungsleitung. 

 

Nach § 116 der Gemeindeordnung NRW (GO) hat der Kreis Heinsberg in jedem Haushalts-

jahr für den Abschlussstichtag 31. Dezember einen Gesamtabschluss unter Beachtung der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen. Der Gesamtabschluss hat folgende 

Bestandteile: 
 

- Gesamtbilanz, 

- Gesamtergebnisrechnung und 

- Gesamtanhang. 
 

Der Gesamtabschluss ist um einen Gesamtlagebericht zu ergänzen. Dem Gesamtanhang ist 

gemäß § 51 Abs. 3 der Gemeindehaushaltsverordnung NRW (GemHVO) eine Kapitalfluss-

rechnung beizufügen. Zudem ist dem Gesamtabschluss gemäß § 117 Abs. 1 GO ein Beteili-

gungsbericht beizufügen. 
 

Der nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften von Kreiskämmerer Schöpgens aufgestellte 

Entwurf des Gesamtabschlusses 2013 wurde von Landrat Pusch ohne Abweichungen bestä-

tigt.  
 

Gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 116 Abs. 1 GO NRW ist der Entwurf des 

Gesamtabschlusses dem Kreistag zuzuleiten. Bevor eine Beschlussfassung über die Feststel-

lung des Gesamtabschlusses 2013 im Kreistag erfolgen kann, ist dieser gemäß § 116 Abs. 6 

GO vom Rechnungsprüfungsausschuss zu prüfen. 
 

Den mit Datum vom 27.02.2015 aufgestellten und vom Landrat bestätigten Entwurf des Ge-

samtabschlusses einschließlich Gesamtergebnisrechnung, Gesamtbilanz und Gesamtanhang 

und –lagebericht sowie Beteiligungsbericht hat der Kreistag in der Sitzung am 12.03.2015 zur 

Kenntnis genommen und zur Prüfung an den Rechnungsprüfungsausschuss verwiesen. 
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Gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW prüft der Rechnungsprüfungsausschuss den Gesamtabschluss, 

hierbei bedient er sich nach § 101 Abs. 8 GO NRW der örtlichen Rechnungsprüfung. Mit Zu-

stimmung des Rechnungsprüfungsausschusses hat das Rechnungsprüfungsamt die HS-Regio 

Wirtschaftsprüfung GmbH, Heinsberg, mit der Prüfung des Gesamtabschlusses beauftragt. 

Der Gesamtabschluss war dahingehend zu prüfen, ob er ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage des Kreises 

unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ergibt. Die Prüfung des Ge-

samtlageberichtes erstreckte sich darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergän-

zenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind. 

Die HS-Regio Wirtschaftsprüfung GmbH hat mit diesen Maßgaben die Prüfung des Gesamt-

abschlusses durchgeführt und über die Prüfung einen Bericht erstellt. Dieser Bericht schließt 

mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk. 

 

Der Rechnungsprüfungsausschuss hat in der Sitzung am 14.04.2015 den uneingeschränkten 

Bestätigungsvermerk vom 25.03.2015 der HS-Regio Wirtschaftsprüfung GmbH nach § 101 

Abs. 8 GO NRW zu seinem eigenen Bestätigungsvermerk übernommen. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

 

1.) Der Kreistag des Kreises Heinsberg bestätigt gemäß § 116 Abs. 1 der Gemeinde-

ordnung NRW (GO NRW) den geprüften Gesamtabschluss des Kreises Heinsberg 

mit der Bilanzsumme von 545.334.193,60 €. 

 

2.) Die Kreistagsmitglieder erteilen gemäß § 116 Abs. 1 in Verbindung mit § 96 Abs. 

1 Satz 4 GO NRW dem Landrat für den Gesamtabschluss des Kreises zum 

31.12.2013 vorbehaltlos Entlastung. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 48  Nein 0  Enthaltung 0   

 

Landrat Pusch hat an der Abstimmung nicht teilgenommen. 



Niederschrift über die Sitzung 

des Kreistages am 07.05.2015 

 

7 

Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  3:   

 

Ermächtigungsübertragungen nach § 22 GemHVO NRW 

 

Beratungsfolge: 

28.04.2015 Kreisausschuss 

07.05.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: siehe Anlagen 1 bis 3 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Gemäß § 22 Abs. 4 GemHVO ist dem Kreistag eine Übersicht der Ermächtigungs-

übertragungen mit Angabe der Auswirkungen auf den Ergebnisplan und den Finanzplan des 

Folgejahres vorzulegen.  

 

Für die Veranschlagung im Haushaltsplan gilt nach § 79 GO NRW der Grundsatz der Jähr-

lichkeit. Der Haushaltsplan hat danach im Ergebnisplan die im Haushaltsjahr durch die Erfül-

lung der Aufgaben entstehenden Aufwendungen und entsprechend im Finanzplan die zu leis-

tenden Auszahlungen auszuweisen. Mit dem Ende des Haushaltsjahres entfällt die Ermächti-

gung, aus den Haushaltspositionen heraus noch Aufwendungen entstehen zu lassen oder Aus-

zahlungen zu leisten. Die Ermächtigungsübertragung durchbricht den Grundsatz dieser zeitli-

chen Bindung. 

 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplanes lässt sich nicht immer mit Gewissheit vorausblicken, 

ob die veranschlagten Ermächtigungen für Vorhaben, die sich über das Haushaltsjahr hinaus 

erstrecken, bis zum Ende des Haushaltsjahres wie geplant in Anspruch genommen werden 

können. Die zügige Durchführung solcher Vorhaben könnte gefährdet werden, wenn zur wei-

teren Inanspruchnahme der Ermächtigungen diese erst neu im Haushaltsplan veranschlagt 

werden müssten. 

 

Durch § 22 GemHVO ist daher die Möglichkeit geschaffen worden, Aufwendungs- und Aus-

zahlungsermächtigungen in das nächste Haushaltsjahr im Sinne einer flexiblen und wirt-

schaftlichen Haushaltsführung zu übertragen.  

 

Die Ermächtigungsübertragungen belasten wirtschaftlich das neue Haushaltsjahr. Die vorge-

sehenen Ermächtigungsübertragungen erfolgen im Jahresabschluss. Bei einer Übertragung 

führen sie daher zu einer unmittelbaren Veränderung der betroffenen Haushaltspositionen im 

Ergebnis- bzw. Finanzplan 2015, der vom Kreistag beschlossen worden ist. 

 

Im Aufwandsbereich wurden im Jahresabschluss 2014 insgesamt Ermächtigungs-

übertragungen in Höhe von 792.790,04 € festgesetzt. Wirtschaftlich wird das Haushaltsjahr 
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2015 belastet, indem der Ressourcenverbrauch tatsächlich stattfindet. Die Übertragungen be-

wirken eine unmittelbare Veränderung der Haushaltspositionen im Ergebnis- und Finanzplan 

des Jahres 2015 (Planfortschreibung). Des Weiteren wurden Ermächtigungsübertragungen für 

Baumaßnahmen und andere Investitionen in Höhe von 5.901.278,88 € gebildet. Diese im 

Haushaltsjahr 2014 nicht verbrauchten, aber noch benötigten Haushaltsmittel führen im Rah-

men der Planfortschreibung zu Erhöhungen der Haushaltspositionen des Finanzplanes im 

Haushaltsjahr 2015. Die Auszahlungen auf Grundlage der übertragenen Ermächtigungen flie-

ßen zusätzlich in die Finanzrechnung 2015 ein. Gleichzeitig ergibt sich durch die im Haus-

haltsjahr 2014 erfolgte Veranschlagung und Finanzierung der Investitionsmaßnahmen ein 

entsprechend verbessertes Finanzrechnungs-ergebnis 2014. 

 

Die Kreditermächtigung gilt gemäß § 86 GO bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr folgen-

den Jahres und, wenn die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr nicht rechtzeitig öffent-

lich bekannt gemacht wird, bis zum Erlass dieser Haushaltssatzung. 

Eine Gesamtübersicht der übertragenen Ermächtigungen mit den entsprechenden Begründun-

gen ist als Anlage 1 bis 3 der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses beigefügt. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

 Die vorgesehenen Ermächtigungsübertragungen werden zur Kenntnis genommen. 

  

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 49  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  4:   

 

Technologiezentrum Jülich GmbH (TZJ) 

hier: Gründung einer Projektgesellschaft 

 

Beratungsfolge: 

28.04.2015 Kreisausschuss 

07.05.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Die TZJ betreibt ein multifunktionales Technologiezentrum in Jülich, insbesondere für inno-

vative Unternehmen und Existenzgründer. Dies umfasst den Bau, die An- und Vermietung 

geeigneter Räumlichkeiten, den Betrieb von Gemeinschaftseinrichtungen und -räumen sowie 

das Angebot von Beratungs-, technischen und sonstigen Dienstleistungen. Ferner ist Gegen-

stand des Unternehmens die Beteiligung an Gesellschaften, die unter anderem den Erwerb, 

die Verwaltung und die Veräußerung von Beteiligungen an innovativen Unternehmen sowie 

die Betreuung und die Beratung dieser Unternehmen betreiben. 

 

Am Stammkapital der TZJ sind folgende Gesellschafter beteiligt: 

Stadt Jülich 28 % 

AGIT GmbH 13 % 

Kreis Düren 10 % 

Forschungszentrum Jülich   5 % 

H. Lamers GmbH & Co. KG   5 % 

RWE Power AG   5 % 

Enrichment Technology   5 % 

Zuckerfabrik Jülich   5 % 

Sparkasse Düren   8 % 

Aachener Bank   8 % 

Deutsche Bank   8 % 

 

Am Stammkapital der AGIT sind folgende Gesellschafter beteiligt: 

Industrie-und Handelskammer zu Aachen 12,95 % 

Handwerkskammer Aachen   4,27 % 

Stadt Aachen 29,86 % 

StädteRegion Aachen 15,38 % 

Wirtschaftsförderungsgesellschaft StädteRegion Aachen mbH   1,60 % 

Kreis Düren   8,54 % 

Kreis Heinsberg   4,27 % 
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Kreis Euskirchen   4,27 % 

Sparkasse Aachen 14,38 % 

Sparkasse Düren   2,07 % 

Kreissparkasse Euskirchen   1,11 % 

Kreissparkasse Heinsberg   1,20 % 

Fachhochschule Aachen   0,09 % 

 

Seit September 2010 ist das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) Mieter im 

Technologiezentrum Jülich und betreibt seit Juli 2011 mit seinem „Institut für Solarfor-

schung“ im angrenzenden Gewerbegebiet Königskamp den „Solarturm“ zu Forschungs- und 

Entwicklungszwecken. 

 

Das DLR benötigt zu Forschungszwecken weitere Hallenflächen, die jedoch derzeit im TZJ 

nicht zur Verfügung stehen. Nach zahlreichen Gesprächen plant die TZJ - insbesondere auch 

im Hinblick auf eine festere Bindung des DLR an den Standort Jülich - eine Testanlage 

(MHLS) für das DLR zu errichten. In dieser möchte das DLR einen „Modularen Hochleis-

tungsstrahler“ („künstliche Sonne“) aufbauen, der eine weltweit einzigartige Strahlungskon-

zentration mittels elektrischer Lampen ermöglicht. Hiermit möchte das DLR Tests und Quali-

fizierungen von Komponenten der konzentrierten Solartechnik durchführen. Mit der künstli-

chen Sonne können Experimente unabhängig von der Tageszeit und den Wetterbedingungen 

ermöglicht und die Forscher in die Lage versetzt werden, die Geschwindigkeit bei der Ent-

wicklung neuer Solartechnologien zu erhöhen. 

 

Die TZJ hat der Verwaltung die nachstehende Skizze zur Verdeutlichung des Projektes zur 

Verfügung gestellt: 

 

 
 

  

Das zu bebauende Grundstück liegt in unmittelbarer Nähe des TZJ und des „Solarturms“. 
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Zu diesem Zweck soll eine Projektgesellschaft als 100 %ige Tochtergesellschaft der TZJ zum 

Bau und anschließender Vermietung eines „Modularen Hochleistungsstrahler (MHLS)-

Gebäudes“ gegründet werden. Die Projektgesellschaft ist damit wirtschaftlich autark und ab-

gesehen vom einzuzahlenden Stammkapital durch die TZJ mit keinem finanziellen Mehrauf-

wand verbunden. Die gesamten Kosten werden vom DLR im Rahmen eines langfristigen 

Mietvertrags übernommen, der auch die möglichen finanziellen Aufwendungen nach Ablauf 

der Mietdauer berücksichtigt. 

 

Darüber hinaus ist vorgesehen, dass der Gesellschaftsvertrag zudem die Möglichkeit beinhal-

ten soll, dass das DLR der Projektgesellschaft zukünftig als Gesellschafter beitreten könnte. 

 

Der Kreis Heinsberg ist an der TZJ mittelbar über die Aachener Gesellschaft für Innovation 

und Technologietransfer mbH (AGIT) beteiligt. Der Gesellschaftsanteil der AGIT an der TZJ 

beträgt 13 %. Der Gesellschaftsanteil des Kreises Heinsberg an der AGIT beträgt 4,27 %. 

 

Der Kreis Heinsberg als Gesellschafter der AGIT unterstützt die Absicht der TZJ, die Pro-

jektgesellschaft zu gründen, die es ermöglicht den Standort Jülich weiter als den Forschungs-

standort in Sachen Solarkraftwerke ("Forschungsplattform Standort Jülich") sowie die Koope-

ration mit dem DLR weiter zu stärken. Der Kreis Heinsberg möchte sich an diesem zukunfts-

orientierten Projekt beteiligen, welches im politischen, gesellschaftlichen und wirt-

schaftlichen Interesse der Region steht. 

 

Die nichtwirtschaftliche Betätigung im Wege der Gründung der Projektgesellschaft ist gemäß 

§ 107 Abs. 2 Nr. 3 GO NRW i. V. m. § 53 Abs. 1 KrO NRW geboten und zulässig. Sie steht 

nach Art und  Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit des Kreises 

Heinsberg. Der Unternehmensgegenstand ist die Vermietung und Verwaltung von Gewerbe-

immobilien im Zusammenhang mit der Förderung des Technologiestandorts Jülich, ein-

schließlich Planung, Errichtung, Erwerb und Anmieten etwaiger hierzu erforderlicher Immo-

bilien und Anlagen, sowie die Durchführung sonstiger Maßnahmen im Zusammenhang mit 

der Förderung der technologischen Entwicklung der Region Jülich. Die Gesellschaft kann alle 

Geschäfte betreiben, die dem Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeig-

net sind. Sie kann Zweigniederlassungen errichten und sich an gleichartigen oder ähnlichen 

Unternehmen beteiligen. Die Einzelheiten hierzu sowie die rechtliche Ausgestaltung der Pro-

jektgesellschaft sind in dem als der Einladung zur Kreisausschusssitzung Anlage beigefügten 

Gesellschaftsvertragsentwurf dokumentiert. 

 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen (§ 115 Abs. 2 i. V. m. § 108 Abs. 6 GO NRW i. V. m. 

§ 53 Abs. 1 KrO NRW) hat der Kreis Heinsberg diesen Beschluss binnen einer bestimmten 

Frist der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde (Bezirksregierung Köln) anzuzeigen. Zur 

erleichterten Durchführung dieses Anzeigeverfahrens ist es sinnvoll, dass der Kreis Heinsberg 

den Beschluss und das Anzeigeverfahren einheitlich über die Federführung des Kreises Düren 

an die Bezirksregierung Köln weiterleitet bzw. anzeigt, ohne dadurch die Zuständigkeit des 

Kreises Heinsberg für die Anzeige in dem Anzeigeverfahren selbst nach Maßgabe der gesetz-

lichen Bestimmungen zu verändern. 

 

Sollten aus redaktionellen oder gemeindewirtschaftsrechtlichen Gründen Gesellschafts-

vertragsänderungen vorgenommen werden, so ist dieser Gesellschaftsvertragsentwurf Gegen-

stand der Beschlussfassung. 
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Landrat Pusch führt zu der im Kreisausschuss aufgeworfenen Frage, weshalb eigens eine neue 

Projektgesellschaft gegründet wird, Folgendes aus: 

 

„Bei dem gewählten Modell handelt es sich um ein modifiziertes Mietmodell, wonach die 

Eigentümer- und Vermieterposition von einer gesondert zu gründenden Projektgesellschaft als 

Tochtergesellschaft der TZJ eingenommen wird. 

  

Grundsätzlich wäre es zwar möglich, das Projekt auch durch die TZJ selbst zu initiieren. In 

Abwägung unterschiedlicher Aspekte hat man sich in den Gremien der TZJ jedoch für das 

o.g. Modell entschieden. 

 

Nachfolgende Punkte waren hierfür maßgebend: 

- Abtrennung in den Bereichen Planung und Bau  

- Abtrennung im Bereich Finanzierung 

- Abtrennung im wirtschaftlichen Bereich; hier: (Miet-) Einnahmen und Ausgaben 

  

Es ist zunehmend Praxis für ein solch großes Projekt eine eigene Projektgesellschaft zu grün-

den, um die genannten Bereiche besser gestalten und abwickeln zu können. 

 

Zudem ist hierdurch die Haftung stärker begrenzt: Eine Projekt-GmbH haftet mit ihrem 

Stammkapital (25.000,00 €), die darüber stehende Muttergesellschaft wird nicht weiter in 

Haftung genommen - gleichwohl anzumerken ist, dass dieses Risiko gering erscheint, da das 

Projekt auskömmlich finanziert und durch die zukünftigen Mieteinnahmen gedeckt wird.“ 

 

 

Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Kreistag des Kreises Heinsberg stimmt der Gründung der "Projektgesellschaft TZJ 

GmbH" (nachfolgend "Projektgesellschaft") zu. Das Stammkapital der Projektgesellschaft 

beträgt 25.000,00 €. An diesem Stammkapital wird sich die TZJ mit 100 % beteiligen. Der 

Entwurf des Gesellschaftsvertrages ist der Einladung zur Kreisausschusssitzung als Anlage 

beigefügt. 

 

2. Der Vertreter des Kreises in den Gremien der AGIT wird ermächtigt, alle erforderlichen 

Erklärungen zur Verwirklichung der in Ziffer 1 beschriebenen Maßnahme abzugeben. Der 

Kreistag des Kreises Heinsberg bestätigt die vom Vertreter des Kreistages in der Gesellschaf-

terversammlung der AGIT im Wege des Umlaufverfahrens am 19.03.2015 unter Gremienvor-

behalt erteilte Zustimmung zur Gründung der Projektgesellschaft als 100 %ige Tochtergesell-

schaft der TZJ. Der Gremienvorbehalt wird hierdurch aufgehoben. Die Zustimmung steht 

unter dem Vorbehalt des positiven Ausgangs des kommunalaufsichtsrechtlichen Anzeigever-

fahrens nach § 115 GO NRW. 

 

3. Der Kreistag beauftragt die Verwaltung, diesen Beschluss der Bezirksregierung Köln als 

der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich nach Beschlussfassung, spätestens 

sechs Wochen vor Beginn des Vollzugs schriftlich, unter Beachtung der sonstigen - insbeson-

dere gemeindewirtschaftsrechtlichen - Vorschriften anzuzeigen. Darüber hinaus beauftragt 

und ermächtigt der Kreistag die Verwaltung zur erleichterten Durchführung dieses Anzeige-
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verfahrens den Beschluss und das Anzeigeverfahren über die Federführung des Kreises Düren 

an die Bezirksregierung Köln weiterzuleiten bzw. anzuzeigen, ohne dadurch die Zuständigkeit 

des Kreises Heinsberg für die Anzeige in dem Anzeigeverfahren selbst nach Maßgabe der 

gesetzlichen Bestimmungen zu verändern. 

   

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 49  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  5:   

 

Fortschreibung des Rettungsdienstbedarfsplanes 

 

Beratungsfolge: 

13.04.2015 Ausschuss für Gesundheit und Soziales 

28.04.2015 Kreisausschuss 

07.05.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Gemäß § 12 Abs. 1 des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung und den 

Krankentransport durch Unternehmer  (Rettungsgesetz NRW – RettG NRW) vom 24.11.1992 

stellen Kreise und kreisfreie Städte Bedarfspläne auf. Nach Abs. 2 sind in den Bedarfsplänen 

insbesondere Zahl und Standorte der Rettungswachen, weitere Qualitätsanforderungen sowie 

die Zahl der erforderlichen Krankenkraftwagen und Notarzteinsatzfahrzeuge festzulegen. Der 

Bedarfsplan ist kontinuierlich zu überprüfen und bei Bedarf unter Beteiligung der Verbände 

der Krankenkassen und des Landesverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften, spä-

testens alle 4 Jahre, fortzuschreiben. 

 

Der Entwurf der Fortschreibung des Bedarfsplanes wurde gemäß § 12 Abs. 3 RettG NRW mit 

den vollständigen Anlagen den Trägern der Rettungswachen, den Hilfsorganisationen, den 

sonstigen Anbietern von rettungsdienstlichen Leistungen, den Verbänden der Krankenkassen, 

dem Landesverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften, den Städten und Gemeinden 

des Kreises Heinsberg und der örtlichen Gesundheitskonferenz zur Stellungnahme zugeleitet.  

 

Mit den zuständigen Verbänden der Krankenkassen und dem Landesverband der gewerbli-

chen Berufsgenossenschaften hat am 30.3.2015 ein Erörterungsgespräch stattgefunden, in 

dem das gem. § 12 Abs. 5 RettG NRW anzustrebende Einvernehmen erzielt werden sollte. 

Über das Ergebnis des Gespräches wurde in der Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und 

Soziales berichtet.  

 

Ebenfalls wurde in der Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales über die Eckda-

ten der Gebührenkalkulation informiert, die auf der Basis des Ergebnisses des Gespräches am 

30.3.2015 erstellt wurde. Eine Zusammenstellung der im Beteiligungsverfahren eingegange-

nen Stellungnahmen sowie die Entwurfsfassung des Rettungsdienstbedarfsplanes sind als An-

lagen der Einladung zur Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales beigefügt. Von 

den Institutionen, die sich aktiv geäußert haben, wurde die Planung des Kreises grundsätzlich 

positiv beurteilt. Bedenken bzw. Änderungswünsche wurden nicht vorgetragen. Die Frist zur 

Abgabe einer Stellungnahme endete am 06.03.2015.  
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Am 24.04.2015 haben die Krankenkassen ihr Einvernehmen zur Bedarfsplanung ohne inhalt-

liche Änderungen erteilt. 

 

Aufgrund der vorgenommenen Erörterungen und der Novellierung des RettG NRW zum 

01.04.2015 sind noch folgende redaktionelle Änderungen im Vergleich zum Entwurf vorzu-

nehmen: 

 

 

Seite Entwurfsfassung 30.01.2015 Endgültige Fassung 

4 Entsprechend der Vorgaben des § 7 

Abs. 3 RettG NRW hat… 

 

Nach Abs. 2 sind in den Bedarfsplä-

nen… 

 

Der Entwurf des Bedarfsplanes ist nach 

§ 12 Abs. 3 RettG NRW mit den…. 

 

Der Bedarfsplan ist kontinuierlich zu 

überprüfen und bei Bedarf unter Betei-

ligung der Verbände , spätestens alle 4 

Jahre, fortzuschreiben. 

Entsprechend der Vorgaben des § 7 Abs. 

4 RettG NRW hat… 

 

Hier sind in den Bedarfsplänen… 

 

 

Der Entwurf des Bedarfsplanes ist nach 

§ 12 Abs. 2 RettG NRW mit den…. 

 

Der Bedarfsplan ist kontinuierlich unter 

Beteiligung der Verbände zu überprüfen 

und bei Bedarf, spätestens alle 5 Jahre, 

zu ändern. 

19 Hilfsfrist: 

Die Hilfsfrist, also die Zeitspanne von 

der Einsatzeröffnung in der Leitstelle 

bis zum Eintreffen am der dem Notfall-

ort nächstgelegenen öffentlichen Straße, 

beträgt für Fahrzeuge der Notfallrettung 

innerhalb des Kreis-gebietes 12 Minu-

ten. 

Hilfsfrist: 

Die Hilfsfrist, also die Zeitspanne von 

der Einsatzeröffnung in der Leitstelle  

bis zum Eintreffen am der dem  Notfall-

ort nächstgelegenen öffentlichen Straße, 

beträgt für Fahrzeuge der Notfallrettung 

innerhalb des Kreis-gebietes 12 Minu-

ten. 

In kernstädtischen Bereichen beträgt die 

Hilfsfrist 8 Minuten. Als kernstädtisch 

gelten Bereiche mit > 25.000 Einwoh-

nern und einer Notfallrate von > 60 Not-

fällen pro 1.000 Einwohner p.a.. 

Dies sind derzeit die Kernbereiche von 

Erkelenz, Heinsberg und Hückelhoven. 

29 Tabelle 4 entfällt 

 

Hinweis: 

Die konkrete personelle Ausstattung 

wird jährlich im Rahmen der Gebühren-

berechnung ermittelt und angepasst. 

38 Abb. 14 : Hilfsfristerreichung Die Abbildung wird ersetzt durch Ab-

bildung mit 8- und 12-Minuten 

Hilfsfrist. 
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45 Dieses Telenotarztsystem steht in 

Aachen mittlerweile rund-um-die-Uhr 

zur Verfügung. 

Zur Verbesserung der notärztlichen 

Versorgung empfehlen sich die Ausstat-

tung der RTW in Gangelt und Saeffelen 

sowie des Verlege-RTW mit der erfor-

derlichen Technik und eine Anbindung 

an die TNA-Zentrale in Aachen. 

Dieses Telenotarztsystem steht in 

Aachen im Rahmen eines Modellprojek-

tes rund-um-die-Uhr zur Verfügung. 

Sobald das TNA-System in den Regel-

betrieb übergeht empfehlen sich zur 

Verbesserung der notärztlichen Versor-

gung die Ausstattung der RTW in Gan-

gelt und Saeffelen sowie des Verlege-

RTW mit der erforderlichen Technik 

und eine Anbindung an die TNA-

Zentrale in Aachen. 

51 Tabelle 12 Hinweis: 

Die Summenbildung der KTW-Jahres-

Vorhaltestunden beträgt 20.266 h 

56 Die Kosten der Notfallsanitäter-

ausbildung sind Kosten des Rettungs-

dienstes. 

 

 

 

Bis 2020 sollen 88 Rettungsassistenten 

zum Notfallsanitäter weiter qualifiziert 

werden über …. 

Die Kosten der Ausbildung nach dem 

Notfallsanitätergesetz gelten als Kosten 

des Rettungsdienstes. Näheres bestimmt 

das für das Gesund-heitswesen zuständi-

ge Ministerium. 

 

Bis 2020 sollen die bisherigen Rettungs-

assistenten bedarfsorientiert  zum Not-

fallsanitäter weiter qualifiziert werden. 

Der Bedarf ergibt sich aus der Anlage 

13. 

 

Neue Abbildung Seite 38: 
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Beschlussvorschlag: 

 

Die Fortschreibung des Rettungsdienstbedarfsplanes wird mit Einvernehmen der Krankenkas-

sen beschlossen.  

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 49  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  6:   

 

Organisation des allgemeinen ärztlichen Bereitschaftsdienstes im Kreis Heinsberg (Not-

dienstpraxen) 

 

Beratungsfolge: 

13.04.2015 Ausschuss für Gesundheit und Soziales 

28.04.2015 Kreisausschuss 

07.05.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Im zweiten Abschnitt/Erster Titel des Sozialgesetzbuches/fünftes Buch (SGB V - Kranken-

versicherung) sind grundlegende gesetzliche Vorgaben über die Sicherstellung der vertrags-

ärztlichen und vertragszahnärztlichen Versorgung aufgeführt. So wirken gemäß § 72 Abs. 1 

SGB V Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, medizinische Versorgungszentren und Kran-

kenkassen zur Sicherstellung der vertragsärztlichen Versorgung der Versicherten zusammen. 

Gemäß § 72 Abs. 2 ist die vertragsärztliche Versorgung im Rahmen der gesetzlichen Vor-

schriften und der Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses durch schriftliche Verträ-

ge der Kassenärztlichen Vereinigungen mit den Verbänden der Krankenkassen so zu regeln, 

dass eine ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung der Versicherten unter 

Berücksichtigung des allgemein anerkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse ge-

währleistet ist und die ärztlichen Leistungen angemessen vergütet werden. Gemäß § 75 Abs. 1 

SGB V haben die Kassenärztlichen Vereinigungen und die Kassenärztlichen Bundesvereini-

gungen die vertragsärztliche Versorgung ... sicherzustellen und den Krankenkassen und ihren 

Verbänden gegenüber die Gewähr dafür zu übernehmen, dass die vertragsärztliche Versor-

gung den gesetzlichen und vertraglichen Erfordernissen entspricht. Die Sicherstellung umfasst 

auch die angemessene und zeitnahe Zurverfügungstellung der fachärztlichen Versorgung und 

die vertragsärztliche Versorgung zu den sprechstundenfreien Zeiten (Notdienst), nicht jedoch 

die notärztliche Versorgung im Rahmen des Rettungsdienstes, soweit Landesrecht nichts an-

deres bestimmt. 

 

Daneben obliegt es gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 des Heilberufsgesetzes NRW der jeweils zustän-

digen Ärztekammer als beruflicher Vertretung aller Ärztinnen und Ärzte, einen ärztlichen 

Notdienst in den sprechstundenfreien Zeiten sicherzustellen. Schließlich hat die untere Ge-

sundheitsbehörde nach den Vorgaben des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst 

in NRW (ÖGDG) u.a. die gesetzliche Aufgabe einer ortsnahen Koordinierung der gesundheit-

lichen Versorgung. 
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Regional zuständig für die Sicherstellung der ambulanten medizinischen Versorgung der Bür-

gerinnen und Bürger im Bezirk Nordrhein (Gebiete der Regierungsbezirke Düsseldorf und 

Köln) und damit auch für die Sicherstellung des Notdienstes sind die kassenärztliche Vereini-

gung Nordrhein (KVNo) und die Ärztekammer Nordrhein (ÄKNo), die diese Aufgabe ge-

meinschaftlich wahrzunehmen haben. KVNo und ÄKNo sind beides Körperschaften des öf-

fentlichen Rechts mit eigenen Selbstverwaltungskompetenzen. Vor dem geschilderten gesetz-

lichen Hintergrund werden im Kreis Heinsberg derzeit drei allgemein-ärztliche Notdienstpra-

xen betrieben, jeweils eine im Bereich der Krankenhäuser in Erkelenz, in Geilenkirchen und 

in Heinsberg. 

 

Die Vertreterversammlung der KVNo hat nunmehr mit Beschluss vom 11.02.2015 ihren Vor-

stand aufgefordert, die Organisation des allgemein-ärztlichen Notdienstes so zu gestalten, 

dass u.a. die allgemein-ärztlichen Notdienstpraxen in ihrem Bezirk von bisher 62 auf dann 41 

reduziert werden. Für das Gebiet des Kreises Heinsberg ist demnach vorgesehen, nur noch 

eine einzige Notdienstpraxis aufrechtzuerhalten. 

 

Mit dieser Angelegenheit hat sich der Kreistag in seiner Sitzung am 12.03.2015 befasst; hier-

zu wird auf die Einladung zur Sitzung und die Niederschrift darüber verwiesen. Nach dem 

dort gefassten Beschluss sollte u.a. ein interfraktionelles Gremium gebildet werden, dass zu-

sammen mit dem Landrat, den Vertretern der Ärzteschaft, den Betreibern der Notdienstpraxen 

und je einem Mitglied der im Kreistag vertretenen Fraktionen das Ziel verfolgt, eine an den 

Bedürfnissen der Patienten orientierten Notdienstversorgung im Kreis Heinsberg zu erhalten. 

 

Zwischenzeitlich hat die Kammerversammlung der ÄKNo am 21.03.2015 den Beschluss der 

KVNo in der vorliegenden Form u.a. mit der Begründung abgelehnt, dass gewachsene Struk-

turen des ambulanten ärztlichen Bereitschaftsdienstes, die sich bewährt haben und funktionie-

ren, erhalten bleiben müssten. Gleichzeitig wird der KVNo angeboten, unter Berücksichti-

gung vorliegender Daten eine umfassende, zukunftsfähige Organisationsform des ärztlichen 

Notdienstes mitzuentwickeln. Die Delegierten der Kammerversammlung beauftragten ihren 

Vorstand darüber hinaus, gemeinsam mit den Bürgermeistern und Landräten sowie Kommu-

nal- und Landespolitikern in einer konzertierten Aktion auf die Krankenkassen mit dem Ziel 

einzuwirken, dass diese eine kostendeckende Vergütung für den Betrieb der Notdienstpraxen 

in NRW zahlen. 

 

Vor dem Hintergrund der geschilderten Sachlage hat sich am 25.03.2015 das o.a. interfraktio-

nelle Gremium (Arbeitskreis) bei der Kreisverwaltung Heinsberg zusammengefunden. Einge-

laden waren je ein Vertreter der dem Kreistag des Kreises Heinsberg angehörenden Fraktio-

nen sowie verschiedene Vertreter von an der medizinischen Versorgung der Bevölkerung be-

teiligten Institutionen (Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein -KVNo-, Ärztekammer 

Nordrhein -ÄKNo-, Betreiber der bestehenden Notdienstpraxen in Erkelenz und in Heinsberg, 

Krankenhäuser Erkelenz, Geilenkirchen und Heinsberg, „Rettungsdienst im Kreis Heinsberg 

gGmbH“.  

 

In dem Arbeitskreis wurde aus den verschiedenen Perspektiven eingehend erörtert, wie die 

von der KVNo vorgesehene Reform zu bewerten ist, welche Auswirkungen in der Alltagspra-

xis daraus resultieren könnten und wie die Reform konstruktiv begleitet werden kann. Die 

Beteiligten waren sich schließlich darin einig, dass die im Interesse der Bürgerinnen und Bür-

ger seitens des Kreises Heinsberg in einem möglichen Anhörungs-/ Beteiligungsverfahren 
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vorzutragenden Anliegen umso mehr Akzeptanz und Gehör finden, je einvernehmlicher sie 

politisch gestützt sind. Dabei sei auch darauf zu drängen, dass die ländliche Struktur und die 

Verkehrsinfrastruktur des Kreises Heinsberg durch die KVNo bei ihren Reformbestrebungen 

zu einer bedarfsgerechten Versorgung ausreichende Würdigung finden. Insofern würde die 

Reduzierung der Versorgung auf nur eine einzige Notdienstpraxis für das gesamte Kreisgebiet 

die Grenze der Zumutbarkeit für die Bürgerinnen und Bürger überschreiten und könne nicht 

als hinreichende Versorgungssicherheit und -qualität angesehen werden. 

 

Im Ergebnis bestand übereinstimmend die Auffassung, dass ein Zerschlagen der im Kreis 

Heinsberg bewährten notdienstlichen Versorgung nicht sinnvoll ist und dass es daher im Inte-

resse einer bedarfsgerechten Versorgung der Bevölkerung im Prinzip als gerechtfertigt er-

scheint, an einer Forderung zu einem Erhalt aller drei Notdienstpraxen festzuhalten. Durchaus 

kontrovers wurde aber die Frage diskutiert, ob und inwieweit es mit Rücksicht auf die gesetz-

lich geregelten Entscheidungskompetenzen als klug und erfolgversprechend erscheint, im 

Rahmen einer Verfahrensbeteiligung eine Maximalforderung nach dem Erhalt von drei Not-

dienstpraxen vorzutragen. Es wurde zum Ausdruck gebracht, dass eine Reduzierung auf zwei 

Notdienstpraxen im Kreisgebiet mit Rücksicht auf eine mögliche gerechtere Verteilung der 

Dienste unter den beteiligten Ärzten als absolutes Versorgungsminimum u.U. akzeptiert wer-

den kann, wenn andererseits von einer Einbeziehung dieser Praxen in die angedachte zentrale 

Organisation eines Fahrdienstes abgesehen wird. 

 

Das Signalisieren einer gewissen konstruktiven Kompromissbereitschaft und die endgültige 

Positionierung des Kreises Heinsberg im Rahmen einer Verfahrensbeteiligung sei aber letzt-

endlich noch in den zu beteiligenden politischen Gremien zu erörtern. Dazu wurde eine Ein-

ladung der im Arbeitskreis anwesenden Vertreter der Ärzteschaft, des Betreibers der Not-

dienstpraxen in Heinsberg und Erkelenz und des Vertreters der Krankenhäuser in die nächste 

Sitzung des Fachausschusses am 13. April 2015 befürwortet, um durch diese ggf. nochmals 

Erläuterungen zur Sachlage zu halten. 

 

In der Sitzung des Kreisausschusses am 28.04.2015 haben sich die Mitglieder auf folgenden, 

von der CDU-Fraktion in Punkt 2 geänderten Beschlussvorschlag verständigt: 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Nach eingehender Erörterung mit den Vertretern der auf lokaler Ebene die ärztliche Ver-

sorgung sicherstellenden Institutionen appellieren Kreistag und Verwaltung des Kreises 

Heinsberg nachdrücklich an die Vorstände der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein 

(KVNo) und der Ärztekammer Nordrhein (ÄKNo), im Rahmen der Umstrukturierung 

und Neuorganisation des allgemein-ärztlichen Bereitschaftsdienstes / Notdienstes im 

Bezirk Nordrhein im Interesse der medizinischen Versorgung der Bevölkerung an einem 

Fortbestand der bestehenden drei Notdienstpraxen im Kreis Heinsberg festzuhalten. Die-

se Standortsicherung ist nach Auffassung von Kreistag und Verwaltung hilfsweise auch 

im Rahmen der derzeitigen Beschlusslage der Vertreterversammlung der KVNo möglich 

(Dependancen-Regelung auf Antrag der Kreisstellen). Der Schlüssel von nur einer NDP 

für 250.000 Menschen ist gerade in einem Flächenkreis keinesfalls sachgerecht und da-

her inakzeptabel. Angesichts der derzeit auch innerhalb und zwischen der KV und Ärz-

tekammer noch laufenden Abstimmungsprozesse besteht die Möglichkeit, im Einver-
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nehmen mit den lokalen Vertretern der Ärzteschaft Einfluss auf die Abstimmungen in 

den Gremien der Ärzteschaft zu nehmen. 

 

2. Der Komplexität der Problematik kann ein einfacher Appell alleine nicht gerecht wer-

den. Unter Berücksichtigung der zu respektierenden Entscheidungskompetenzen der 

KVNo und der ÄKNo im Rahmen ihrer Selbstverwaltung wird die Verwaltung daher 

aufgefordert, über diesen Appell hinaus zusammen mit der bereits eingerichteten inter-

fraktionellen Arbeitsgruppe ein lokales Konzept auszuarbeiten. Dieses an den Bedürfnis-

sen der Patienten ausgerichtete aber auch die Situation der Leistungserbringer berück-

sichtigende Konzept soll dann mit und über die Kreisstellen in die Beschlussgremien der 

Ärzteschaft eingebracht werden. Dabei wird zu berücksichtigen sein, dass im Hinblick 

auf die demographische Entwicklung der Fahrdienst (Hausbesuche) besonders im Flä-

chenkreis Heinsberg an Bedeutung gewinnen wird - selbst bei Beibehaltung aller bisher 

bestehenden Notfallpraxen und umso mehr vor dem Hintergrund der durch die KVNO 

geplant Reduzierung der NDP im Kreis Heinsberg.  Der Fahrdienst muss daher im zu er-

arbeitenden Konzept ein besonderer Fokus sein und eine den Anforderungen im Kreises 

Heinsberg gerecht werdende Organisation und Kapazität aufweisen. 

 

3. Der Landrat wird aufgefordert, direkt und über die Landesregierung bei den Kranken-

kassen nachdrücklich deren Verpflichtung einzufordern, die von der Bevölkerung ge-

wünschte ortsnahe Versorgung außerhalb der Sprechstundenzeiten durch eine verlässli-

che Vergütung außerhalb der Morbiditätsbedingten Gesamtvergütung (MGV) sicherzu-

stellen. 

   

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 49  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  7:   

 

Antrag gem. § 5 GeschO der FW-Fraktion betr. "Mehraufwendungen für Pensionen" 

 

Beratungsfolge: 

28.04.2015 Kreisausschuss 

07.05.2015 Kreistag 

 

Es wird auf den der Einladung zur Kreisausschusssitzung als Anlage beigefügten Antrag der 

FW-Fraktion vom 22.03.2015 verwiesen. 

 

Nach den Ausführungen von Landrat Pusch in der Sitzung des Kreisausschusses am 

28.04.2015 wird Punkt 1 des Antrages der FW-Fraktion als beantwortet angesehen. Über 

Punkt 2 des Antrages wurde nicht abgestimmt. Dieser wurde bis zur Sitzung des Kreistages 

zurückgestellt. 

 

Stellvertretender Fraktionsvorsitzender Nelsbach erklärt, dass Punkt zwei seines Antrages in 

der Kreisausschusssitzung zufriedenstellend beantwortet worden sei. Er bitte darum, im Rah-

men des Controllings regelmäßig hierzu zu berichten. Der Kreistag nimmt dies einvernehm-

lich zur Kenntnis. 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  8:   

 

Antrag gem. § 5 GeschO der FDP-Fraktion betr. "Aktueller Sachstandbericht zur in-

terkommunalen Zusammenarbeit" 

 

Beratungsfolge: 

28.04.2015 Kreisausschuss 

07.05.2015 Kreistag 

 

Es wird auf den der Einladung zur Kreisausschusssitzung als Anlage beigefügten Antrag der 

FDP-Fraktion vom 07.04.2015 verwiesen. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Der Landrat berichtet über den aktuellen Sachstand zur interkommunalen Zusammenar-

beit.  

 

2. Insbesondere über die Ergebnisse/Erfolge seit dem letzten Zwischenstandsbericht, die 

gemeinsam mit den Bürgermeistern der kreisangehörigen Städte und Gemeinden hin-

sichtlich zwischengemeindlicher Kooperationspotenziale erzielt worden sind. Dies soll 

bis zum 15.09.2015 dem Kreisausschuss in tabellarischer Form vorgelegt werden. Dar-

über hinaus sollen hemmende und begünstigende Faktoren einzelner Maßnahmen be-

nannt werden und die erreichten Einsparungen in Euro (seit der Zusammenarbeit pro 

Jahr) sowie das geschätzte Gesamteinsparpotential beziffert werden. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja 49  Nein 0  Enthaltung 0   
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  9:   

 

Antrag gemäß § 5 der GeschO der SPD-Fraktion betr. "Schulträgerschaft der Don-

Bosco-Schule und Mercator-Schule als eine gemeinsame Schule" 

 

Beratungsfolge: 

07.05.2015 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 

 

Es wird auf den der Einladung zur Kreistagssitzung als Anlage beigefügten Antrag der SPD-

Fraktion vom 23.04.2015 verwiesen. 

 

Landrat Pusch teilt mit, dass am heutigen Tag ein Schreiben der Bezirksregierung eingegan-

gen sei, das aufgrund der Mindestgrößenverordnung keine Ausnahmeregelung für die vom 

Kreis beabsichtigte Fortführung der Förderschulen Mercator-Schule in Gangelt sowie die 

Don-Bosco-Schule in Heinsberg bis zum Schulträgerwechsel möglich sei. Es würden jedoch 

seitens der Bezirksregierung Alternativen aufgezeigt, die zu prüfen und zu beraten seien. 

Nach Diskussion spricht sich der Kreistag einvernehmlich für die Anberaumung einer Son-

dersitzung des Schulausschusses aus, um eine möglichst schnelle Lösung insbesondere für 

Schüler, Eltern und Lehrer herbeizuführen. 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  10:   

 

Bericht der Verwaltung 

 

Hierzu liegt nichts vor. 
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Sitzung: öffentlich 

 

Tagesordnungspunkt  11:   

 

Anfragen 

 

11.1: Anfrage gem. § 12 der GeschO der SPD-Fraktion betr. „Umsetzung der Emp-

fehlungen des Abschlussberichtes der KGSt“ 

 

Hierzu berichtet Landrat Pusch Folgendes: 

 

Frage 1: 
 

„Hält die Verwaltung das in dem Kreistagsbeschluss vom 05.07.2012 festgelegte Ziel, bis 

zum 31.12.2017 mindestens fünf Prozent der Mitarbeiterkapazität zu reduzieren, noch 

für erreichbar? 

 

Die in der Anfrage genannten fünf Prozent sind eine Zielgröße, die unter der Annahme eines 

gleichbleibenden Aufgabenumfangs definiert worden ist. Dies ist wiederholt in der Diskussi-

on um die Einführung eines Controllings klargestellt worden. Die Frage ist daher dahinge-

hend zu konkretisieren, ob eine Reduzierung der damaligen Mitarbeiterkapazität ohne Be-

rücksichtigung zwischenzeitlich notwendig gewordener Neueinstellungen zur Abdeckung 

neuer Aufgaben weiterhin bis Ende 2017 in Höhe von fünf Prozent erreichbar ist.  

 

In der letzten Kreisausschusssitzung hatte ich bereits mitgeteilt, dass im Bereich der Altauf-

gaben, also derjenigen, die schon zu Beginn des Controllingprozesses in der Kreisverwaltung 

zu erledigen waren, 19 Vollzeitäquivalente eingespart werden konnten. Dies entspricht 3 % 

des Mitarbeiterbestandes von Anfang 2013. Damit ist bereits vor der Halbzeit das Ziel deut-

lich mehr als zur Hälfte erreicht. Mit Blick darauf, dass in den kommenden Monaten mit Un-

terstützung eines professionellen Controllers noch tiefergehende Prozessanalysen stattfinden 

sollen, gehe ich davon aus, dass noch zusätzliches Einsparpotenzial aufgedeckt werden kann. 

Die Erreichung des angepeilten Ziels halte ich daher auch weiterhin für realistisch. 

 

 

Frage 2: 
 

Von welcher Veränderung in der Mitarbeiterkapazität geht die Verwaltung – auch un-

ter Berücksichtigung der angeführten Übernahme zusätzlicher Aufgaben – bis zum 

31.12.2017 (auf der Basis des 31.12.2012) nunmehr aus? 

 

Eine Beantwortung dieser Frage ist der Verwaltung mangels hellseherischer Fähigkeiten nicht 

möglich. Zusätzliche Aufgaben sind von der Verwaltung anlässlich gesetzlicher Neuregelun-

gen oder aufgrund freiwilliger Beschlüsse der Kreispolitik zu übernehmen. Auf beides hat die 

Kreisverwaltung keinen oder allenfalls einen begrenzten Einfluss. Darüber hinaus lässt sich in 

vielen Aufgabenbereichen der Verwaltung nur sehr schwer vorhersagen, in welchem Umfang 

sich Fallzahlen entwickeln. Bestes Beispiel hierfür ist die drastische Steigerung der von der 

Leitstelle zu bearbeitenden Einsätze, die sich aktuell in der Anerkennung zusätzlicher Dispo-

nentenstellen durch die Krankenkassen niederschlägt. Mangels Vorhersehbarkeit und Beein-
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flussbarkeit dieser Gesamtumstände fiele eine Prognose der künftigen Gesamtmitarbeiterka-

pazität in den Bereich der Spekulation.“ 

 

 

11.2: Anfrage gem. § 12 der GeschO der Fraktionen SPD und DIE GRÜNEN betr. 

„Schulsozialarbeit“ 

 

Hierzu berichtet Landrat Pusch Folgendes: 

 

Frage 1: 

 

„In welchen Kommunen des Kreises werden Schulsozialarbeiter/innen eingestellt, in 

welchem Umfang und ab wann? 

 

Stadt/Gemeinde  

  

Stadt Erkelenz  3 Stellen, ab 01.08.2015, zunächst befristet bis 31.12.2017 

  

Gemeinde Gangelt 

Gemeinde       Self-

kant 

25 Std. (64 %) schnellstmöglich; Schulzweckverband Gan-

gelt-Selfkant 

  

Stadt Heinsberg 2 Stellen, beginnend mit dem Schuljahr 2015/16 

  

Stadt Hückelhoven 2 Stellen, ab 01.08.2015 

  

Gemeinde Wald-

feucht 

10 Stunden, schnellstmöglich 

  

Stadt Wassenberg 0,5 Stelle, schnellstmöglich 

 

 

Stadt Wegberg  hat noch keine Entscheidung getroffen. 

 

 

Frage 2: 
 

In welchen Kommunen des Kreises werden keine Schulsozialarbeiter/innen eingestellt? 

 

Stadt Geilenkirchen 

Stadt Übach-Palenberg 

 

 

Frage 3: 

 

Wie beabsichtigt die Verwaltung, im Sinne der Ausgleichsfunktion des Kreises die ent-

standenen Lücken zu schließen? 
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Ein Tätigwerden des Kreises ist im Einvernehmen mit den Bürgermeistern der kreisangehöri-

gen Kommunen an deren Schulen nicht beabsichtigt. Damit würde eine kommunalspezifische 

Aufgabe über die Kreisumlage durch die anderen kreisangehörigen Kommunen finanziert.“ 

 

 

Zum Ende des öffentlichen Teils ergreift Landrat Pusch das Wort und würdigt Herrn stellver-

tretenden Landrat Tholen als langjähriges Kreistagsmitglied. Die Rede ist als Anlage beige-

fügt. Stellvertretender Landrat Tholen dankt sowohl dem Landrat für die lobenden Worte so-

wie dem Kreistag für die stets von gegenseitigem Respekt geprägte Debattenkultur. 
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